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Personalverordnung
(vom 16. Dezember 1998)

I. Allgemeine Bestimmungen

Zweck, 
Geltungsbereich, 
Begriffe

§ 1.    Diese Verordnung regelt den Vollzug des Personalgesetzes für das
Personal der Verwaltung und der Rechtspflege.

In dieser Verordnung werden bezeichnet
a) als Personal der Verwaltung: das Personal der Zentral- und Bezirksver-

waltung, der unselbständigen staatlichen Anstalten sowie die vollamtli-
chen Mitglieder der Steuerrekurskommissionen und das Personal der
Baurekurs- und der Steuerrekurskommissionen,

b) als Personal der Rechtspflege: das Personal der obersten kantonalen Ge-
richte, der dem Obergericht angegliederten Gerichte, der Bezirksge-
richte und der Notariate,

c) als Direktion: die Direktionen des Regierungsrats und die Staatskanzlei.

Behörden 
im Nebenamt

§ 2.    Soweit nicht besondere gesetzliche Vorschriften bestehen, gelten
das Personalgesetz und seine Ausführungsbestimmungen auch für
a) die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Bezirksräte und der Baurekurs-

kommissionen,
b) nicht vollamtliche Bezirksrichterinnen und Bezirksrichter sowie Ersatz-

mitglieder der Bezirksgerichte, 
c) die Mitglieder des Bildungsrats, des Kirchenrats und des Verkehrsrats,
d) die Mitglieder der Bezirksschulpflegen,
e) die Mitglieder des Handelsgerichts, die nicht vollamtlichen Mitglieder

des Geschworenengerichts, die Mitglieder der Arbeitsgerichte, die Bei-
sitzerinnen und Beisitzer der Mietgerichte sowie die Mitglieder und Er-
satzmitglieder des Landwirtschaftsgerichts,

f) die nebenamtlichen Mitglieder und Ersatzmitglieder der Steuer-
rekurskommissionen.
Die Bestimmungen des Personalgesetzes über die Beendigung des Ar-

beitsverhältnisses durch Kündigung sind nicht anwendbar.
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Das Personalgesetz und seine Ausführungserlasse gelten ferner für die
Mitglieder der Kommissionen des Regierungsrats und seiner Direktionen
sowie für Personen mit weiteren nebenamtlichen Aufgaben nach Massgabe
der besonderen Verordnungen und Beschlüsse des Regierungsrats.

II. Arbeitsverhältnis

Hoheitliche 
Funktionen

§ 3.    Das Schweizer Bürgerrecht ist erforderlich zur Besetzung von
Stellen, mit denen unmittelbar oder mittelbar hoheitliche Befugnisse ausge-
übt werden. 

Der Regierungsrat, die von ihm ermächtigten Direktionen, die obersten
kantonalen Gerichte oder die von diesen bezeichneten Instanzen können im
Einzelfall aus triftigen Gründen Ausnahmen vom Erfordernis des Schweizer
Bürgerrechts bewilligen.

Anstellungs-
behörde

§ 4.    Anstellungsbehörde für Angestellte der Zentral- und Bezirksver-
waltung und der unselbständigen Anstalten ab Lohnklasse 24 ist der Regie-
rungsrat, soweit er diese Zuständigkeit nicht ganz oder teilweise an ihm
nachgeordnete Stellen delegiert.

Der Regierungsrat bestimmt in der Vollzugsverordnung die Anstellungs-
behörden bis Klasse 23 und deren Befugnisse.

Die obersten kantonalen Gerichte regeln im Sinne von Abs. 1 und 2 die
Zuständigkeiten für das Personal der Rechtspflege. 

Anstellung durch 
Vertrag

§ 5.    Die Anstellung mit öffentlichrechtlichem Vertrag ist zulässig für:
a) persönliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Mitglieder des Regie-

rungsrats,
b) Angestellte, deren Lohn durch Drittmittel finanziert wird,
c) Lehrlinge nach der Bundesgesetzgebung über die Berufsbildung.

Im übrigen ist die vertragliche Anstellung nur ausnahmsweise und nur
für Spezialistenfunktionen zulässig, zu deren Besetzung zwingend vom Per-
sonalrecht abgewichen werden muss. Die vertragliche Anstellung bedarf in
diesen Fällen der Genehmigung durch die vorgesetzte Direktion oder das
zuständige oberste kantonale Gericht.

Der Regierungsrat und die obersten kantonalen Gerichte können nach
übereinstimmenden Grundsätzen Rahmenbedingungen für die vertragliche
Anstellung festlegen.
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Höheres Kader, 
Kündigungsfrist

§ 6.    Als Angehörige des höheren Kaders mit einer Kündigungsfrist
von sechs Monaten ab dem dritten Dienstjahr gelten Angestellte, deren
Stelle in Lohnklasse 21 oder höher eingereiht ist.

Abfindung § 7.    Die Abfindung wird mit schriftlicher Verfügung festgesetzt und
beträgt je nach den im Einzelfall massgebenden gesetzlichen Kriterien:
a) bis zum 40. Altersjahr: einen bis sechs Monatslöhne,
b) vom 41. bis zum 50. Altersjahr: zwei bis 12 Monatslöhne,
c) ab dem 51. Altersjahr: drei bis 15 Monatslöhne.

Für das Personal der Verwaltung wird die Abfindung vom Regierungsrat
festgelegt. Er kann diese Befugnis für Angestellte bis Lohnklasse 23 seinen
Direktionen übertragen.

Für das Personal der Rechtspflege wird die Abfindung vom zuständigen
obersten kantonalen Gericht oder bis Lohnklasse 23 von der durch dieses
ermächtigten Instanz festgesetzt.

Bei besondern Verhältnissen kann im Einzelfall ausnahmsweise mit Ge-
nehmigung des Regierungsrats oder des zuständigen obersten kantonalen
Gerichts auch in Fällen gemäss Abs. 1 lit. a) und b) eine Abfindung von
höchstens 15 Monatslöhnen zugesprochen werden.

III. Rechte und Pflichten der Angestellten

A. Lohn

Einreihungsplan § 8.    Der Regierungsrat und die obersten kantonalen Gerichte legen in
der Vollzugsverordnung den Einreihungsplan fest. Dieser enthält die Richt-
positionen, die nach 29 Lohnklassen geordnet sind. 

Die Richtpositionen werden gemäss dem Verfahren der «Vereinfachten
Funktionsanalyse» eingereiht. Massgebend sind die vorausgesetzte Ausbil-
dung und Erfahrung, die mit der Stelle verbundenen geistigen Anforderun-
gen, die Verantwortung, die psychischen und körperlichen Anforderungen
und Belastungen, die Beanspruchung der Sinnesorgane und die besondern
äussern Arbeitsbedingungen, denen die Inhaberin oder der Inhaber der Stelle
ausgesetzt ist.

Umschreibung 
der Richt-
positionen 

§  9 .     Der Regierungsrat und die obersten kantonalen Gerichte um-
schreiben, soweit erforderlich, die Richtpositionen und die Voraussetzungen
für die Zuordnung einer Stelle. Die Umschreibungen werden nach Funkti-
onsbereichen gegliedert.
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Einreihung 
der Stellen

§ 10.    Jede Stelle wird gemäss dem Einreihungsplan und den Richtpo-
sitionsumschreibungen entsprechend ihren Anforderungen in der Regel in
nur eine Lohnklasse eingereiht. Diese gilt als Einreihungsklasse.

Der Regierungsrat und die obersten kantonalen Gerichte reihen die Stel-
len ab Lohnklasse 24 ein sowie neugeschaffene Stellen, für die der Einrei-
hungsplan keine Richtposition vorsieht. Sie bestimmen die Zuständigkeit
zur Einreihung bis Lohnklasse 23.

In Fällen, in denen sich eine Stelle aufgrund der Richtpositions-
umschreibungen und weiterer Unterlagen nicht zuordnen lässt, wird diese
von der Direktion zusammen mit dem Personalamt oder vom zuständigen
obersten kantonalen Gericht, auf dessen Wunsch mit Unterstützung des Per-
sonalamtes, im Verfahren gemäss § 8 Abs. 2 bewertet.

Lohn als 
Vergütung für die 
gesamte 
Tätigkeit

§ 11.    Der Lohn bildet das Entgelt für die gesamte amtliche Tätigkeit.
Für Protokollführung, Augenscheine, Inspektionen und ähnliche dienstliche
Verrichtungen werden keine besondern Vergütungen geleistet. 

Vorbehalten bleibt der Ersatz der dienstlichen Auslagen gemäss der Voll-
zugsverordnung zum Personalgesetz.

Die Angestellten haben für die zu ihren Pflichten gehörenden
Verrichtungen keinen Anspruch auf Gebührenanteile, Taggelder, Provisio-
nen und sonstige Entschädigungen. Solche Leistungen fallen an den Staat.

Auszahlung 
des Jahreslohnes

§ 12.    Der Jahreslohn wird in 13 gleichen Teilen ausbezahlt, zwölf da-
von monatlich.

Die Vollzugsverordnung regelt die Einzelheiten und legt fest, auf wel-
chen Zulagen der 13. Monatslohn entrichtet wird.

Lohnklassen und 
Stufen

§ 13.    Für jede Lohnklasse bestehen ein Minimum, ein erstes und ein
zweites Maximum. Das erste Maximum beträgt rund 128% des Minimums,
das zweite rund 146%.

In jeder Lohnklasse bestehen acht Erfahrungsstufen bis zum ersten Ma-
ximum und sechs Leistungsstufen bis zum zweiten Maximum. In der Lohn-
klasse 28 bestehen fünf, in der Lohnklasse 29 vier Leistungsstufen.

Dem Minimum der Lohnklassen sind zwei Anlaufstufen vorangestellt,
die rund 7 bzw. 3,5% unterhalb des Minimums der betreffenden Lohnklasse
liegen. 
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Das Minimum sowie das erste und zweite Maximum jeder Klasse sind
im Anhang dieser Verordnung festgelegt; im übrigen bestimmt der Regie-
rungsrat die Beträge der einzelnen Stufen in der Vollzugsverordnung.

Leistungsklassen § 14.    Für Stellen bis zur Einreihungsklasse 27 gelten jeweils die bei-
den nächsthöheren Lohnklassen des Einreihungsplans als erste und zweite
Leistungsklasse.

Für die Einreihungsklasse 28 besteht eine Leistungsklasse, für die Ein-
reihungsklasse 29 keine. 

Anfangslohn, An-
laufstufen

§ 15.    Der Anfangslohn wird in der Regel in den Erfahrungsstufen der
Einreihungsklasse festgesetzt. 

Bei der Festsetzung werden namentlich Erfahrungen in früherer Stel-
lung, ausgewiesene Fähigkeiten und besondere Eignung für die neue Stelle
berücksichtigt. Erfahrungen in Haus-, Erziehungs- und Betreuungsarbeit
werden angemessen berücksichtigt.

Der Lohn wird in einer Anlaufstufe festgesetzt, wenn die oder der Ange-
stellte
a) die für die Einreihung der Stelle vorausgesetzten Anforderungen an die

Ausbildung oder Erfahrung noch nicht erfüllt,
b) eine besonders intensive Einarbeitung benötigt,
c) die Funktion anfänglich nur mit beschränkter Verantwortung über-

nimmt.
Wird der Lohn in den Anlaufstufen festgesetzt, ist er innert dreier Jahre

in die Erfahrungsstufen zu führen. Der Aufstieg innerhalb der Anlaufstufen
sowie aus denselben in die Erfahrungsstufen ist auf Beginn eines Monats
zulässig.

Stufenaufstieg 
zum ersten 
Maximum der 
Einreihungs-
klasse

§  16.    Für Angestellte in den Erfahrungsstufen, die mindestens mit
«Gut» qualifiziert werden, wird der Lohn jeweils auf Beginn des Kalender-
jahres um die nächste Erfahrungsstufe erhöht. Vorbehalten bleiben Ein-
schränkungen gemäss § 21 Abs. 1 und 3.

Bei einer Qualifikation «Genügend» oder schlechter wird der Aufstieg
unterbrochen.

Beförderung § 17.    Angestellte in den Erfahrungsstufen, die mit «Sehr gut» oder
«Vorzüglich» qualifiziert werden, können um bis zu drei Erfahrungsstufen
pro Kalenderjahr bis zum ersten Maximum befördert werden. 

Ist der Aufstieg nach § 16 gestützt auf § 21 ausgesetzt, ist mit der Quali-
fikation «Gut» die Beförderung um eine Stufe zulässig. 

a) Einreihungs-
klasse
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Angestellte, die in Erfahrungsstufe sechs oder höher eingestuft sind und
mit «Sehr gut» oder «Vorzüglich» qualifiziert werden, können aus den Er-
fahrungs- in die Leistungsstufen befördert werden.

Angestellte in den Leistungsstufen, die mit «Sehr gut» oder «Vorzüg-
lich» qualifiziert werden, können um bis zu zwei Leistungsstufen pro Kalen-
derjahr bis zum zweiten Maximum befördert werden. 

b) Leistungsklas-
sen

§ 18.    Angestellte, die in Erfahrungsstufe sechs der Einreihungsklasse
oder höher eingestuft sind und mit «Vorzüglich» qualifiziert werden, können
in eine Leistungsklasse befördert werden.

Bei der Beförderung wird der Lohn in der Regel um mindestens eine
Leistungsstufe der neuen Klasse erhöht.

Angestellte in den Leistungsklassen, die mit «Vorzüglich» qualifiziert
werden, können in sinngemässer Anwendung von § 17 bis zum zweiten Ma-
ximum der Leistungsklasse befördert werden.

Rückstufung§ 19.    Angestellte in der Einreihungsklasse können in eine tiefere Stufe
derselben zurückversetzt werden, wenn sie in den Erfahrungsstufen mit
«Ungenügend» oder in den Leistungsstufen höchstens noch mit «Genü-
gend» qualifiziert werden.

Angestellte in den Leistungsklassen können um eine bis zwei Stufen
oder in die nächsttiefere Leistungsklasse oder, bei Einreihung in der ersten
Leistungsklasse, in die Einreihungsklasse zurückversetzt werden, wenn sie
höchstens noch mit «Gut» qualifiziert werden. 

Eine Rückstufung gemäss Abs. 1 und 2 setzt zwei entsprechende Mitar-
beiterbeurteilungen voraus. Bei der ersten Mitarbeiterbeurteilung ist eine
Bewährungsfrist von drei bis sechs Monaten anzusetzen und die Rückstu-
fung anzudrohen. Führt die zweite Mitarbeiterbeurteilung zu einem Rück-
stufungsantrag, ist die oder der Angestellte zur Stellungnahme einzuladen.
Die Stellungnahme wird der entscheidenden Instanz mit den Akten vorge-
legt.

Eine zweite Rückstufung kann frühestens ein Jahr nach der ersten Rück-
stufung erfolgen. Es ist eine Mitarbeiterbeurteilung durchzuführen und wie-
derum eine Bewährungsfrist nach Abs. 3 anzusetzen.

Mitarbeiter-
beurteilung

§ 20.    Stufenaufstieg, Beförderungen und Rückstufungen setzen eine
Mitarbeiterbeurteilung mit den gemäss §§ 16 bis 19 verlangten Qualifikatio-
nen voraus. 

Die Vollzugsverordnung regelt das Nähere.

Ergänzende 
Bestimmungen 
und Sonder-
regelungen

§ 21.    Stufenaufstieg und Beförderungen sind nur im Rahmen der be-
willigten Kredite und Quoten zulässig.
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Der Regierungsrat und die obersten kantonalen Gerichte regeln überein-
stimmend weitere Einzelheiten über die Beförderungen, namentlich Bestan-
desquoten in den Leistungsklassen, Wartefristen sowie besondere Verhält-
nisse.

Der Regierungsrat kann, wenn der gesetzlich vorgeschriebene mittelfri-
stige Ausgleich der Laufenden Rechnung dies gebietet, ausnahmsweise und
befristet für alle Angestellten Stufenaufstieg und Beförderungen aufschie-
ben oder ganz aussetzen.

Naturalleistungen § 22.    Der Gegenwert von Naturalleistungen in Form von Verpflegung
und Wohnung für die Angestellten selbst und für Familienangehörige wird
vom Lohn abgezogen. Der Regierungsrat setzt den Abzug unter Berücksich-
tigung der Verhältnisse fest.

Mitarbeit 
von Familien-
angehörigen oder 
Drittpersonen

§ 23.    Sofern die Aufgaben von Angestellten die Mitwirkung von Fami-
lienangehörigen oder Drittpersonen erfordern, wird mit diesen ein besonde-
res Arbeitsverhältnis begründet.

Abtretung von 
Lohnansprüchen

§  24.    Angestellte dürfen Lohnforderungen nicht abtreten oder ver-
pfänden, ausser zur Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen.

B. Lohnzulagen, Anerkennung besonderer Leistungen, Dienstaltersge-
schenk

Ausser-
ordentliche Stell-
vertretung

§ 25.    Die Anstellungsbehörde gewährt Angestellten, denen während
mindestens zwei Monaten eine ausserordentliche Stellvertretung übertragen
ist, eine Zulage im Ausmass von höchstens der Lohndifferenz, wenn ein Un-
terschied von mindestens zwei Lohnklassen in der Einreihung besteht.

Besondere 
Dienstleistungen, 
Funktionszulage, 
Einmalzulagen 
und Anreize

§ 26.    Die Anstellungsbehörde kann Angestellten für besondere Dienst-
leistungen, die sich nicht aus der Stellenbeschreibung ergeben, Lohnzulagen
gewähren.

In besondern Fällen kann der Stellenplan eine ständige Funktionszulage
für sich aus der Stellenbeschreibung ergebende Aufgaben vorsehen, wenn
diese durch die bestehende Einreihung nicht hinreichend abgedeckt sind,
eine Höhereinreihung aber nicht gerechtfertigt ist. Solche Zulagen sind nach
den Bestimmungen zum Einreihungsverfahren zu begründen und zu bemes-
sen.

Besondere Leistungen können durch einmalige Zulagen oder andere An-
reize, wie zusätzliche Frei-Tage oder Naturalien, belohnt werden. Der Re-
gierungsrat regelt die Einzelheiten.
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Der Regierungsrat regelt die Ausrichtung von einmaligen Zulagen an
das Personal, die über Rücklagen finanziert werden.

Gewinnung oder 
Erhaltung vor-
züglicher Ange-
stellter

§ 27.    Die Anstellungsbehörde kann zur Gewinnung oder Erhaltung
vorzüglicher Angestellter in wichtiger Stellung ausnahmsweise eine Erhö-
hung des Lohnes bis auf einen Viertel über den vorgesehenen Höchstlohn
gewähren.

Dienstalters-
geschenk

§ 28.    Für treue Tätigkeit im Staatsdienst wird den Angestellten nach
Vollendung von 10, 15, 20, 30, 35, 45 und 50 Jahren je ein Monat besoldeter
Urlaub als Dienstaltersgeschenk gewährt; nach Vollendung von 25 Jahren
beträgt der Urlaub anderthalb, nach Vollendung von 40 Jahren zwei Monate.

Auf Wunsch der oder des Angestellten, oder wenn die betrieblichen Ver-
hältnisse den Urlaub nicht zulassen, wird das Dienstaltersgeschenk ausbe-
zahlt.

Ein Anteil des nächstfälligen Dienstaltersgeschenks wird gewährt, wenn
bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses mindestens 21 Jahre im Staatsdienst
zurückgelegt sind und bis zur Fälligkeit des nächsten Dienstaltersgeschenks
nicht mehr als vier Dienstjahre fehlen.

C. Verwaltungs- und Gerichtsbehörden im Nebenamt

1. Behörden mit Teil-Jahreslöhnen

Grundsatz, 
Beschäftigungs-
grad, Geschäfts-
last

§  2 9 .     Die in diesem Abschnitt  aufgeführten Mitglieder von
nebenamtlichen Behörden erhalten nach Massgabe ihres Beschäftigungs-
grads einen Teil-Jahreslohn gemäss erster bis dritter Leistungsstufe der je-
weiligen Lohnklasse.

Für Richterinnen und Richter im Nebenamt gelten die §§ 14 bis 20.
Der Regierungsrat und das Obergericht legen den Beschäftigungsgrad in

der Regel auf Beginn der Amtsdauer, bei Bedarf auch während derselben,
auf der Grundlage der Geschäftslast der betreffenden Behörde fest.

Bezirksbehörden§ 30.    Die Mitglieder der Bezirksräte und die nicht vollamtlichen Mit-
glieder der Bezirksgerichte werden gemäss Lohnklasse 23 besoldet.

Baurekurs-
kommissionen

§  31.     Die Mitglieder der Baurekurskommissionen werden gemäss
Lohnklasse 23, die Präsidentinnen und Präsidenten gemäss Lohnklasse 24
besoldet. Der Regierungsrat legt die Höhe der besondern Entschädigungen
für Referententätigkeit, Teilnahme an Augenscheinen und schriftliche Fach-
berichte fest.
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Bildungsrat, Kir-
chenrat, 
Verkehrsrat

§ 32.    Die Mitglieder des Bildungsrats, des Kirchenrats und des Ver-
kehrsrats werden gemäss Lohnklasse 24 besoldet.

Für jede Sitzung wird ihnen ausserdem das gleiche Taggeld wie den Mit-
gliedern der Kommissionen des Kantonsrats ausgerichtet, ausgenommen die
Vertreterinnen oder Vertreter des Kantons im Verkehrsrat.

2. Taggelder und weitere Vergütungen

Grundsatz § 33.    Die Mitglieder nebenamtlicher Behörden gemäss §§ 34 und 35
sowie 37 bis 39 erhalten Taggelder gemäss dem Minimum der jeweiligen
Lohnklasse. Diese gelten für eine ganztägige Beanspruchung und schliessen
den Anteil für Ferien und Frei-Tage sowie, soweit nichts anderes bestimmt
ist, den Aufwand für Vorbereitungen mit ein. Für Beanspruchungen von we-
niger als einem Tag wird die Vergütung anteilmässig ausgerichtet.

Ersatzmitglieder 
von Bezirks-
behörden

§ 34.    Ersatzmitglieder der Bezirksräte erhalten ein Taggeld gemäss
Lohnklasse 23. Für die Vorbereitung einer Halbtagssitzung steht ihnen zu-
sätzlich ein ganzes, für die Vorbereitung einer Ganztagssitzung ein doppeltes
Taggeld zu.

Ersatzmitglieder der Bezirksgerichte erhalten ein Taggeld gemäss Lohn-
klasse 24. Die Präsidentin oder der Präsident des Bezirksgerichts kann für
Referate oder die Beteiligung an der Prozessleitung nach Massgabe der ge-
leisteten Arbeit zusätzlich ganze oder halbe Taggelder gewähren.

Ersatzmitglieder 
der Baurekurs-
kommissionen

§ 35.    Ersatzmitglieder der Baurekurskommissionen erhalten ein Tag-
geld gemäss Lohnklasse 23. Für die Vorbereitung einer Halbtagssitzung
steht ihnen zusätzlich ein halbes, für die Vorbereitung einer Ganztagssitzung
ein ganzes Taggeld zu. Für Referententätigkeit, Augenscheine und Fachbe-
richte werden zusätzlich die besondern Vergütungen nach § 31 ausgerichtet.

Nebenamtliche 
Mitglieder und 
Ersatzmitglieder 
der Steuerrekurs-
kommissionen

§ 36.    Die Entlöhnung der nebenamtlichen Mitglieder und Ersatzmit-
glieder der Steuerrekurskommissionen richtet sich nach der Verordnung
über die Entschädigungen von Kommissionen und von Nebenämtern.

Bezirksschulpfle-
gen

§ 37.    Den Mitgliedern der Bezirksschulpflegen wird für Visitationen,
Besichtigungen und Sitzungen ein Taggeld gemäss Lohnklasse 23 ausge-
richtet.
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Für die Präsidentinnen und Präsidenten sowie die Aktuarinnen und Ak-
tuare der Bezirksschulpflegen setzt der Regierungsrat jährliche Pauschalver-
gütungen gemäss Lohnklasse 23 fest. Er bemisst sie nach Massgabe der An-
zahl Abteilungen und Gemeinden sowie des Arbeitsaufwands je
Bezirksschulpflege.

Handelsgericht, 
Geschworenen-
gericht

§ 38.    Handelsrichterinnen und Handelsrichter erhalten, die Vorberei-
tung eingeschlossen, ein Taggeld gemäss Lohnklasse 25.

Das Obergericht bestimmt für die Handelsrichterinnen und Handelsrich-
ter die Vergütung für die Vorbereitung einer in der Folge nicht stattfindenden
Sitzung und für die Mitwirkung bei Zirkularbeschlüssen. Für ausserordent-
liche Bemühungen kann die oder der Vorsitzende eine angemessene Zulage
bewilligen.

Nicht vollamtliche Mitglieder des Geschworenengerichts und die Ge-
schworenen erhalten ein Taggeld gemäss Lohnklasse 23.

Arbeits- und 
Mietgerichte, 
Schlichtungs-
behörden, Land-
wirtschaftsgericht

§ 39.    Mitglieder der Arbeitsgerichte, Beisitzerinnen und Beisitzer der
Mietgerichte sowie die Mitglieder der Paritätischen Schlichtungsbehörden
in Miet- und Pachtsachen erhalten ein Taggeld gemäss Lohnklasse 23.

Die Mitglieder der Paritätischen Schlichtungsstelle für Streitigkeiten
über Diskriminierungen im Erwerbsleben erhalten ein Taggeld gemäss
Lohnklasse 23. Für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und für deren
Stellvertretung gelten die Ansätze für Ersatzmitglieder der Bezirksgerichte;
für die Beanspruchung ausserhalb von Sitzungen werden nach Massgabe der
geleisteten Arbeit zusätzliche halbe oder ganze Taggelder ausgerichtet.

Den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Landwirtschaftsgerichts
wird ein Taggeld gemäss Lohnklasse 25 ausgerichtet. Die Präsidentin oder
der Präsident und deren Stellvertretung erhalten für jede Sitzung ein Taggeld
gemäss Lohnklasse 26. 

Das Taggeld einer Juristischen Sekretärin oder eines Juristischen Sekre-
tärs des Landwirtschaftsgerichts bemisst sich nach Lohnklasse 18. Für die
Beanspruchung ausserhalb von Sitzungen erhalten die Präsidentin oder der
Präsident, deren Stellvertretung und die Juristische Sekretärin oder der Juri-
stische Sekretär eine Stundenvergütung, die das Obergericht festlegt.

Das Landwirtschaftsgericht kann für die Führung seiner Kanzlei Vergü-
tungen ausrichten.

Ersatz der 
Fahrauslagen

§ 40.    Den in §§ 34 und 35 sowie 37 bis 39 dieser Verordnung genann-
ten Behördemitgliedern steht der Ersatz der Fahrauslagen vom Wohnort zum
Arbeitsort gemäss den Regelungen betreffend den Ersatz der dienstlichen
Auslagen zu.
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Kommissionen, 
weitere Taggelder 
und 
Vergütungen

§ 41.    Der Regierungsrat regelt die Taggelder und die weiteren Vergü-
tungen für die Kommissionen seiner Direktionen. Der Vorbereitungsauf-
wand kann in besondern Fällen separat vergütet werden.

Angestellte haben für die Mitwirkung in Kommissionen gemäss Abs. 1
keinen Anspruch auf eine Vergütung, sofern die Mitwirkung zu ihrem Auf-
gabenkreis gehört oder während der Arbeitszeit erfolgt. Die von Dritten aus-
gerichteten festen Vergütungen für die Abordnungen als Vertreterin oder
Vertreter des Regierungsrats oder von Direktionen fallen in die Staatskasse.

Der Regierungsrat und die obersten kantonalen Gerichte regeln für ihren
Zuständigkeitsbereich die Taggelder und Vergütungen weiterer nebenamt-
lich beschäftigter Behördemitglieder sowie die Vergütung für andere neben-
amtlich ausgeübte Funktionen.

D. Teuerungszulagen, Kinderzulagen

1. Teuerungszulagen

Grundsatz 
und Vollzug

§ 42.    Der Regierungsrat setzt jeweils gemäss dem Zürcher Index vom
November die Teuerungszulage auf den 1. Januar des folgenden Jahres fest.
Er berücksichtigt dabei angemessen die Situation des kantonalen Finanz-
haushalts sowie das wirtschaftliche Umfeld.

Die Teuerungszulage wird in den Grundlohn eingebaut.
Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten.

2. Kinderzulagen

Anspruch, 
Betrag

§ 43.    Der Anspruch auf die Kinderzulage entsteht und erlischt mit dem
Lohnanspruch. Die Zulage wird monatlich zusammen mit dem Lohn ausbe-
zahlt.

Die Kinderzulage entspricht dem gesetzlichen Mindestansatz. Erhöhun-
gen bedürfen der Genehmigung des Kantonsrats. 

Die Kinderzulage wird vom ersten Tag des Geburtsmonats an bis zum
Ende des Monats ausgerichtet, in dem das Kind das 18. Altersjahr vollendet.
Für Kinder in Ausbildung besteht der Anspruch auf die Zulage bis zum Ab-
schluss der Ausbildung, längstens aber bis zum Ende des Monats, in dem das
Kind das 25. Altersjahr vollendet.

Für Kinder, die wegen körperlicher oder psychischer Behinderung min-
dererwerbsfähig sind, besteht der Anspruch auf die Zulage bis zum Wegfall
der Behinderung, längstens aber bis zum Ende des Monats, in dem das Kind
das 25. Altersjahr vollendet.
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Anwendung 
des Gesetzes über 
Kinderzulagen 
für Arbeitnehmer, 
Anrechnung, 
Vollzug

§ 44.    Die §§ 4, 6, 9, 10, 12, 13 und 14 des Gesetzes über Kinder-
zulagen für Arbeitnehmer finden sinngemäss Anwendung.

Kinderzulagen aufgrund des Bundesgesetzes über die Familienzulagen
für landwirtschaftliche Arbeitnehmer und Bergbauern werden auf die Kin-
derzulage gemäss dieser Verordnung angerechnet.

Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten.

E. Mitsprache

Mitsprache
der Personal-
verbände

§ 45.    Die Vereinigten Personalverbände sind die ständigen Verhand-
lungspartner des Regierungsrats in personalpolitischen Fragen.

Die Federführung für die Verhandlungen nach Abs. 1 obliegt der Finanz-
direktion.

Die Vereinigten Personalverbände werden vor dem Erlass oder der Än-
derung von Bestimmungen des Personalrechts zur Vernehmlassung eingela-
den.

Personalverbände, die nicht den Vereinigten Personalverbänden angehö-
ren, werden vor Änderungen des Personalgesetzes, der Personalverordnung,
der Spezialverordnungen und der Vollzugsverordnung von der Fachdirek-
tion zur Vernehmlassung eingeladen, sofern sie 
a) eigene Rechtspersönlichkeit und Statuten haben und
b) wesentliche Teile des Personals oder einer Personalgruppe vertreten, die

von der Änderung betroffen sind. 

Personal-
ausschüsse

§  4 6 .     In Ämtern mit wenigstens 30 Angestellten wird ein Per-
sonalausschuss eingesetzt, sofern dies von mindestens einem Drittel des Per-
sonals schriftlich verlangt wird. In Ämtern mit 200 oder mehr Mitarbeiten-
den können mehrere Personalausschüsse zur Behandlung von Fragen
gebildet werden, die lediglich die einzelnen Unterabteilungen betreffen.

Der Personalausschuss umfasst mindestens drei und höchstens 13 Mit-
glieder und gleich viele Ersatzmitglieder.

In Ämtern mit hohem Organisationsgrad in einem Berufsverband wer-
den die Aufgaben der Personalausschüsse vom entsprechenden Berufsver-
band wahrgenommen. 

b) Aufgaben und 
Befugnisse

§ 47.    Die Personalausschüsse wahren die Interessen des von ihnen ver-
tretenen Personals in betrieblichen und organisatorischen Fragen, ausge-
nommen in Angelegenheiten persönlicher Natur, wie Anstellung, Einrei-
hung, Beförderung, Versetzung oder Entlassung. Sie fördern die
Zusammenarbeit zwischen der Leitung des Amtes und dem Personal.

a) Einsetzung, 
Allgemeines
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Die Personalausschüsse haben insbesondere folgende Befugnisse:
a) Stellungnahme zu Fragen der Organisation, des Arbeitsablaufs und der

Arbeitszeitregelung, soweit das Amt zu deren Gestaltung zuständig ist,
b) Stellungnahmen zu Rationalisierungsmassnahmen sowie zu technischen

und betrieblichen Neuerungen,
c) Stellungnahmen zur betrieblichen Aus- und Weiterbildung,
d) Stellungnahmen zur Verpflegung sowie zu Sozial- und Freizeit-

einrichtungen,
e) Stellungnahmen zu Fragen, die ihnen von der Amtsleitung unterbreitet

werden,
f) Wahrnehmung der besondern Mitwirkungsrechte gemäss § 51, 
g) Mitwirkung bei der Organisation von Personalanlässen,
h) Unterbreitung von Vorschlägen aller Art.

Das Recht auf Vernehmlassung zu allgemeinen personalpolitischen Fra-
gen und Änderungen des Personalrechts bleibt gemäss § 45 grundsätzlich
den Personalverbänden vorbehalten. Den Personalausschüssen steht das
Recht auf Vernehmlassung zu Änderungen von personalrechtlichen Bestim-
mungen zu, die spezifisch die von ihnen vertretenen Bereiche oder Berufs-
gruppen betreffen, jedoch nur soweit und innert derselben Frist, innert wel-
cher auch die Amtsleitung ein Vernehmlassungsrecht hat. 

Die Personalausschüsse informieren das von ihnen vertretene Personal
über wichtige Angelegenheiten und mindestens einmal jährlich über ihre Tä-
tigkeit.

c) Wahl § 48.    Die Amtsdauer der Personalausschüsse beträgt vier Jahre. Sie
entspricht, je nach organisatorischer Eingliederung des Amtes, der Amts-
dauer des Regierungsrats oder der Bezirksbehörden.

Wahlberechtigt sind alle Angestellten des Amtes nach Ablauf der Probe-
zeit. Wählbar sind alle Wahlberechtigten mit einem Beschäftigungsgrad von
mindestens 50%.

Die Durchführung der Wahl obliegt einem Wahlausschuss mit drei bis
fünf Mitgliedern, von denen eines von der Amtsleitung, die weitern vom
Personalausschuss bestimmt werden. 

Die Wahl erfolgt schriftlich und geheim. Die Personalausschüsse konsti-
tuieren sich selbst.
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d) Sitzungen§ 49.    Der Personalausschuss wird von der oder dem Vorsitzenden nach
Bedarf zu einer Sitzung einberufen. Eine Sitzung muss ferner stattfinden,
wenn ein Drittel der Mitglieder oder die Amtsleitung es verlangt.

Der Personalausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner
Mitglieder anwesend ist. Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, wobei
das einfache Mehr entscheidet. Bei Stimmengleichheit steht der oder dem
Vorsitzenden der Stichentscheid zu.

Über die Sitzungen wird ein Beschlussprotokoll geführt. Dieses wird der
Amtsleitung zugestellt.

Die Amtsleitung ist berechtigt, ihre Anliegen vor dem Personalausschuss
zu vertreten. Der Personalausschuss kann eine Vertretung der Personalver-
bände mit beratender Stimme zur Sitzung beiziehen.

e) Ergänzende 
Bestimmungen

§ 50.    Die Direktionen erlassen für die Personalausschüsse in ihrem
Bereich soweit erforderlich ergänzende Bestimmungen, insbesondere hin-
sichtlich der Grösse und Zusammensetzung sowie des Wahlverfahrens. 

Besondere 
Informations- 
und Mit-
wirkungsrechte

§ 51.    Die besondern Mitwirkungsrechte des Personals und der Perso-
nalausschüsse in Fragen der Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes,
bei der Auslagerung oder beim Übergang von Ämtern sowie bei der Schlies-
sung von Ämtern oder Teilen davon richten sich nach dem Bundesgesetz
über die Information und Mitsprache der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer in den Betrieben. 

Die Personalverbände und Personalausschüsse haben das Recht, in der
Nähe aller Eingänge zu den Verwaltungs- und Betriebsgebäuden Anschlag-
bretter für ihre Informationen und Flugblätter anzubringen.

Verbot der 
Benachteiligung

§ 52.    Die für die Ausübung des Rechts auf Mitsprache und Mitwir-
kung erforderliche Zeit gilt für Mitglieder von anerkannten Per-
sonalverbänden sowie für Mitglieder von Personalausschüssen als
Arbeitszeit.

Die Mitglieder von Personalverbänden und Personalausschüssen dürfen
wegen der ordnungsgemässen Ausübung des Rechts auf Mitsprache und
Mitwirkung weder direkt noch indirekt benachteiligt werden.

Personalverordnung 177.11



210

IV. Schlussbestimmungen

Inkrafttreten, 
Aufhebung 
früheren Rechts

§ 53.    Diese Verordnung tritt nach Genehmigung durch den Kantonsrat
am 1. Juli 1999 in Kraft.

Auf den gleichen Zeitpunkt wird die Verordnung über das Dienstverhält-
nis der Beamten der Verwaltung und der Rechtspflege vom 15. Mai 1991
aufgehoben.

Im Namen des Regierungsrates
Der Präsident: Der Staatsschreiber:
Honegger Husi

Die vorstehende Verordnung wird genehmigt.

Zürich, 22. März 1999
Im Namen des Kantonsrates
Der Präsident: Der Sekretär:
Prof. Kurt Schellenberg Thomas Dähler
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Anhang

Beträge des Minimums sowie des 1. und 2. Maximums der Lohnklassen

Besoldungsklasse Minimum (ES 0) 1. Maximum (ES 8) 2. Maximum (LS 6)

  1   41 725   52 998   60 246
  2   42 184   53 589   60 922
  3   42 788   54 365   61 807
  4   43 551   55 344   62 923
  5   44 444   56 488   64 229
  6   45 526   57 873   65 810
  7   46 762   59 458   67 618
  8   48 216   61 319   69 741
  9   49 902   63 477   72 206
10   51 832   65 953   75 029
11   54 253   69 049   78 561
12   56 974   72 533   82 536
13   60 019   76 431   86 277
14   63 406   80 766   91 224
15   67 158   84 865   96 700
16   71 295   90 162 102 040
17   75 842   95 981 108 677
18   80 818 101 649 115 943
19   85 547 108 600 123 872
20   91 455 116 162 132 498
21   97 864 124 366 141 855
22 104 096 133 242 151 980
23 111 581 142 823 162 908
24 119 642 153 141 174 675
25 128 302 164 226 187 320
26 137 590 176 114 200 880
27 147 529 188 839 215 393
28 158 151 202 431 226 155*
29 169 477 216 931 237 267**

** In Lohnklasse 28 entspricht das 2. Maximum der LS 5.
** In Lohnklasse 29 entspricht das 2. Maximum der LS 4.
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